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Sondernutzungssatzung 

- alte  Fassung - 

Sondernutzungssatzung  

- neue Fassung - 

Bemerkungen 

Satzung über die Erlaubnisse und Gebühren für 

Sondernutzungen an öffentlichen Straßen der 

Stadt Schwelm vom 13.09.2007 

 

Aufgrund der §§ 18,19 und 19 a des Straßen- und 

Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 

(StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 23. September 1995 (GV. NRW. S. 

1028, 1996 S. 81, 141, 216, 355), zuletzt geändert 

durch Artikel 182 des Gesetzes vom 5. April 2005 

(GV. NRW. S. 306) sowie des § 8 Abs. 1 und 3  

des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 20. Februar 2003 

(BGBl. I S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 2 

des Gesetzes vom 9. Dezember 2006 (BGBl. I S. 

2833) und dem § 7 der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 

666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ersten 

Teils des Gesetzes vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 

498) hat der Rat der Stadt Schwelm in seiner Sit-

zung am 23.08.2007 folgende Satzung beschlossen: 

 

 

§ 1 Sachlicher Geltungsbereich 

 

Diese Satzung gilt für alle Gemeindestraßen (ein-

schl. Wege und Plätze) sowie für die Ortsdurch-

fahrten im Zuge der Bundes-, Landes- und Kreis-

straßen. 

Die Vorschriften über den Marktverkehr einschl. 

der entsprechenden Gebührenordnungen bleiben 

unberührt. 

Die Sondernutzungssatzung gilt nicht für Grünflä-

chen und Parkanlagen. 

Satzung über die Erlaubnisse und Gebühren für 

Sondernutzungen an öffentlichen Straßen der 

Stadt Schwelm vom 

 

Aufgrund der §§ 18, 19 und 19 a des Straßen- und 

Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 

(StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 23.09.1995 (GV. NRW. S. 1028, ber. 

1996 S. 81, 141, 216, 355, 2007 S. 327), zuletzt 

geändert durch Art. 182 des Gesetzes vom 

05.04.2005 (GV.NRW. S. 306) und des § 8 Abs. 1 

und 3 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 28.06.2007 

(BGBl. I S. 1206), § 1 Abs. 3 KAG NRW vom 

21.10.1969, zuletzt geändert durch Art. 10 des Ge-

setzes vom 09.10.2007 (GV.NRW. S. 379), und des 

§ 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geän-

dert durch Art. 1 des Gesetzes vom 09.10.2007 

(GV.NRW. S. 379) hat der Rat der Stadt Schwelm 

in seiner Sitzung am … folgende Satzung beschlos-

sen: 

 

§ 1 Sachlicher Geltungsbereich 

 

(1) Diese Satzung gilt für alle Gemeindestraßen 

einschließlich Wege und Plätze sowie für Orts-

durchfahrten im Zuge der Bundes- und Landesstra-

ßen im Gebiet der Gemeinde. 

 

(2) Zu den Straßen im Sinne des Abs. 1 gehören die 

in § 2 Abs. 2 StrWG NRW sowie in § 1 Abs. 4 

FStrG genannten Bestandteile des Straßenkörpers, 

der Luftraum über dem Straßenkörper, das Zubehör 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anpassung an die Mustersatzung des Städte- 

und Gemeindebundes 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

069_2009_1_oe_Anlage_1 



Aktualisierung Sondernutzungssatzung   2 

Zu den Straßen im Sinne von Abs. 1 gehören die in 

§ 2 Abs. 2 des StrWG sowie in § 1 Abs. 4 des 

FStrG genannten Bestandteile des Straßenkörpers, 

der Luftraum über dem Straßenkörper, das Zubehör 

und die Nebenanlagen. 

 

 

 

§ 3 Straßenanliegergebrauch 

 

Die Benutzung der Straße über den Gemeinge-

brauch hinaus bedarf innerhalb der geschlossenen 

Ortslage keiner Erlaubnis, soweit sie für Zwecke 

des Grundstücks erforderlich ist und den Gemein-

gebrauch nicht dauernd ausschließt oder erheblich 

beeinträchtigt oder in den Straßenkörper eingreift 

(Straßenanliegergebrauch). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

und die Nebenanlagen. 

 

(3) Die Sondernutzungssatzung gilt nicht für Grün-

flächen und Parkanlagen. Die Vorschriften über 

den Marktverkehr einschl. der entsprechenden Ge-

bührenordnungen bleiben unberührt. 

 

 

§ 2 Gemeingebrauch, Anliegergebrauch 

 

(1) Für den Gebrauch der öffentlichen Straßen ist 

keine Sondernutzungserlaubnis erforderlich, wenn 

und soweit die Straße zu dem Verkehr benutzt 

wird, dem sie im Rahmen der Widmung und der 

verkehrsrechtlichen Vorschriften zu dienen be-

stimmt ist (Gemeingebrauch).  

 

(2) Die Benutzung der Straße über den Gemeinge-

brauch hinaus bedarf innerhalb geschlossener Orts-

lage keiner Erlaubnis, soweit sie für Zwecke des 

Grundstücks erforderlich ist und den Gemeinge-

brauch nicht dauernd ausschließt oder erheblich 

beeinträchtigt oder in den Straßenkörper eingreift 

(Straßenanliegergebrauch). Hierzu zählen insbe-

sondere bauaufsichtlich genehmigte Bauteile, z.B. 

Gebäudesockel, Fensterbänke, Vordächer, Keller-

lichtschächte, Aufzugsschächte für Waren und 

Mülltonnen in Gehwegen, 

die Ausschmückung von Straßen- und Häuserfron-

ten im unmittelbaren zeitlichen und inhaltlichen 

Zusammenhang mit Feiern, Festen, Umzügen, Pro-

zessionen und ähnlichen Veranstaltungen, die der 

Pflege des Brauchtums  und religiösen Zwecken 

dienen,  

die Lagerung von Brennstoffen, Baumaterialien 

sowie Umzugsgut am Tag der Lieferung bzw. Ab-

holung auf Gehwegen und Parkstreifen, 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anpassung an die Mustersatzung des Städte- 

und Gemeindebundes. Hierdurch Klarstellun-

gen (bisher in § 3 geregelt) 
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§ 2 Erlaubnispflichtige Sondernutzungen 

 

Vorbehaltlich der §§ 3, 4 und 5 dieser Satzung 

bedarf die Benutzung der Straßen über den Ge-

meingebrauch hinaus als Sondernutzung der Er-

laubnis der Stadt. 

Die Benutzung ist erst zulässig, wenn die Erlaubnis 

erteilt ist. 

Die Erlaubnispflicht für Sondernutzungen wird 

durch die Erteilung anderer Genehmigungen (z.B. 

Baugenehmigungen, Erlaubnisse nach dem Gast-

stättengesetz, Gestattungen) nicht berührt. 

 

 

 

 

 

 

das Abstellen von Abfallbehältern auf Gehwegen 

und Parkstreifen am Tag der Abfuhr sowie einen 

Tag davor, 

Verschönerungsmaßnahmen an der Hauswand (z. 

B. Blumenkübel, Fassadenbegrünungen), die nicht 

mehr als 0, 30 m in den Straßenraum hineinragen,  

sofern die Verkehrsteilnehmer hierdurch nicht ge-

fährdet oder in ihrer Mobilität beeinträchtigt wer-

den.  

 

(3) Bei Nutzungen auf baulich abgegrenzten Geh-

wegen muss eine Verkehrsfläche in einer Breite 

von mindestens 1,30 m freigehalten und ein Ab-

stand von der Fahrbahnkante von 0,50 m eingehal-

ten werden. Im Lichtraumprofil der Fahrbahn ist 

eine Nutzung in einer Breite von 2 Metern ab Stra-

ßenmitte und bis zu einer Höhe von 4 Metern unzu-

lässig. 

 

§ 3 Erlaubnisbedürftige Sondernutzungen 

 

(1) Die Benutzung der Straßen über den Gemein-

gebrauch hinaus bedarf, soweit in dieser Satzung 

nichts anderes bestimmt ist, als Sondernutzung der 

Erlaubnis der Gemeinde. 

 

(2) Sondernutzungen dürfen erst dann ausgeübt 

werden, wenn dafür die Erlaubnis sowie andere 

erforderliche Erlaubnisse und Genehmigungen 

erteilt sind. Der Erlaubnis bedarf auch die Erweite-

rung oder Änderung der Sondernutzung.  

 

(3) § 2 Absatz 3 gilt entsprechend. 

 

(4) Die Einräumung von Rechten zur Benutzung 

des Eigentums der Straßen außerhalb des räumli-

chen Widmungsumfangs richtet sich nach bürgerli-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anpassung an Mustersatzung. Vielfache Klar-

stellung (bisher in § 2 geregelt) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bisher in § 5 geregelt! 
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§ 4 Erlaubnisfreie Sondernutzungen 

 

Keiner Erlaubnis bedürfen: 

bauaufsichtlicht genehmigte Bauteile, z.B. Gebäu-

desockel, Fensterbänke, Vordächer, Kellerlicht-

schächte, Aufzugschächte für Waren und Müllton-

nen in Gehwegen.  

 

 

Werbeanlagen an der Stätte der Leistung, die nicht 

mehr als 0,30 m in den Gehweg hineinragen, sowie 

Sonnenschutzdächer über Gehwegen ab 2,20 m 

Höhe und in einem Abstand von mindestens 0,70 

von der Gehwegkante. 

 

 

Werbeanlagen, Verkaufseinrichtungen und Waren-

auslagen, die vorübergehend (tage- und stunden-

weise) an der Stätte der Leistung ohne feste Ver-

bindung mit einer baulichen Anlage oder dem Bo-

den angebracht oder aufgestellt werden und nicht 

mehr als 1,00 m in den Straßenraum hineinragen. 

 

 

Die Ausschmückung von Straßen und Häuserfron-

ten für Feiern, Feste, Umzüge und ähnliche Veran-

staltungen zur Pflege des Brauchtums sowie für 

kirchliche Prozessionen. 

 

Plakatwerbungen der politischen Parteien innerhalb 

der geschlossenen Ortslage aus Anlass von Wahlen 

chem Recht, wenn sie den Gemeingebrauch nicht 

beeinträchtigt. Eine vorübergehende Beeinträchti-

gung für Zwecke der öffentlichen Versorgung oder 

der Entsorgung bleibt außer Betracht. 

 

 

§ 4 Erlaubnisfreie Sondernutzungen 

 

(1) Keiner Erlaubnis bedürfen  

 

 

 

 

 

 

a) je eine Werbeanlage an der Stätte der Leistung, 

die nicht mehr als 0,30 m in den Gehweg hinein-

ragt, sowie Sonnenschutzdächer und Markisen über 

baulich durch ein Hochbord abgegrenzten Gehwe-

gen ab 2,20 m Höhe und in einem Abstand von 

mindestens 0,70 m vom Hochbord; 

 

b) je eine Werbeanlage sowie Verkaufseinrichtun-

gen und Warenauslagen, die tage- oder stunden-

weise an der Stätte der Leistung ohne feste Verbin-

dung mit einer baulichen Anlage oder dem Boden 

angebracht oder aufgestellt werden und nicht mehr 

als 1 m in den Straßenraum hineinragen;  

 

 

 

 

 

 

 

c)  Plakatwerbungen der politischen Parteien inner-

halb der geschlossenen Ortslage aus Anlass von 

 

 

 

 

 

 

Anpassung an Mustersatzung und örtliche Ver-

hältnisse  

 

 

Siehe § 2 Abs. 2 

 

 

 

 

Gem. Mustersatzung! 

 

 

 

 

 

 

Gem. Mustersatzung! 

 

 

 

 

 

 

 

Siehe § 2 Abs. 2 
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jeweils 3 Monate vor dem Wahltag. 

 

Lagerung von Gegenständen aller Art bis zu 48 

Stunden in Höhe des eigenen Grundstücks, auf 

Gehwegen unter Einhaltung einer Restgehwegbrei-

te von mindestens 1 m und unter Beachtung der 

allgemeinen Verkehrssicherungspflicht. 

 

Container bis zu 48 Stunden in Höhe des eigenen 

Grundstücks, auf Gehwegen unter Einhaltung einer 

Restgehwegbreite von mindestens 1 m und unter 

Beachtung der allgemeinen Verkehrssicherungs-

pflicht. 

 

(Bau-) Gerüste oder Leitern zur Durchführung von 

Instandhaltungsarbeiten an Gebäuden,. 

 

Wartehäuser des öffentlichen Personennahverkehrs, 

 

 

Fahrradständer. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wahlen jeweils 3 Monate vor dem Wahltag; 

 

d) Lagerung von Gegenständen aller Art bis zu 48 

Stunden in Höhe des eigenen Grundstücks, auf 

Gehwegen unter Einhaltung einer Restgehwegbrei-

te von mindestens 1 m und unter Beachtung der 

allgemeinen Verkehrssicherungspflicht; 

 

e) Container bis zu 48 Stunden in Höhe des eigenen 

Grundstücks, auf Gehwegen unter Einhaltung einer 

Restgehwegbreite von mindestens 1 m und unter 

Beachtung der allgemeinen Verkehrssicherungs-

pflicht; 

 

f)  (Bau-) Gerüste oder Leitern zur Durchführung 

von Instandhaltungsarbeiten an Gebäuden; 

 

g)  Wartehäuser des öffentlichen Personennahver-

kehrs; 

 

h) Fahrradständer; 

 

 

i) das Verteilen von Flugblättern, Informationsbro-

schüren ohne Benutzung fester Einrichtungen (Ti-

sche etc.) und das Umherziehen mit Informations-

tafeln zu religiösen, politischen und gemeinnützi-

gen Zwecken. 

 

 

(2) Als erlaubt gelten Sondernutzungen, die religiö-

sen und staatspolitischen Zwecken oder städtischen 

Interessen dienen. Gleiches gilt für Sondernutzun-

gen aufgrund von Veranstaltungen der Wohlfahrts-

verbände, der kulturellen Gruppen und Vereine, der 

Sportvereine und der Berufsverbände. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gem. Beschluss 90/2007! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Besondere örtliche Regelung (siehe auch Vorla-

ge 69/2009) 
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Nach Abs. 1 erlaubnisfreie Sondernutzungen kön-

nen eingeschränkt oder untersagt werden, wenn 

Belange des Straßenbaus oder Belange der Sicher-

heit oder Ordnung des Verkehrs dies erfordern.  

 

 

 

 

 

 

§ 5 Sonstige Benutzung 

 

Die Einräumung von Rechten zur Benutzung des 

Eigentums der Straßen richtet sich nach bürgerli-

chem Recht, wenn sie den Gemeingebrauch nicht 

beeinträchtigt, wobei eine vorübergehende Beein-

trächtigung für Zwecke der öffentlichen Versor-

gung oder Entsorgung außer Betracht bleibt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) Erlaubnisfreie Sondernutzungen nach Abs. 1 

Buchstabe c, f, g, h, i und Abs. 2 sind anzeige-

pflichtig. Die Anzeige ist schriftlich spätestens 3 

Wochen vor der beabsichtigten Ausübung der 

Sondernutzung mit Angaben über Ort, Art, 

Umfang und Dauer der Sondernutzung bei der 

Gemeinde zu erstatten. In vom Anzeigenerstat-

ter zu begründenden Ausnahmefällen kann die-

se Frist verkürzt werden. 

 
(4) Nach Abs. 1 und 2 erlaubnisfreie Sondernut-

zungen können eingeschränkt oder untersagt wer-

den, wenn Belange des Straßenbaus, der Sicherheit 

oder Ordnung des Verkehrs, der Barrierefreiheit 

oder die Umsetzung eines städtebaulichen Kon-

zepts dies erfordern. § 2 Absatz 3 gilt entsprechend. 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erforderlicher Eingriffsvorbehalt! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Siehe neu § 3 Abs. 4 
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§ 6 Erlaubnisantrag 

  

Die Sondernutzungserlaubnis wird nur auf Antrag 

erteilt. Dieser ist in der Regel 2 Wochen vor der 

beabsichtigten Ausübung der Sondernutzung 

schriftlich mit Angaben über Ort, Art, Umfang und 

Dauer der Sondernutzung zu stellen. 

Es können dazu Erläuterungen durch Zeichnungen, 

textliche Beschreibungen oder in sonst geeigneter 

Weise verlangt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

Ist mit der Sondernutzung eine Behinderung oder 

Gefährdung des Verkehrs oder eine Beschädigung 

der Straße oder die Gefahr einer solchen Beschädi-

gung verbunden, so muss der Antrag Angaben dar-

über enthalten, in welcher Weise den Erfordernis-

sen der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs so-

wie des Schutzes der Straße Rechnung getragen 

wird. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 5 Erlaubnisantrag 

 

(1) Die Sondernutzungserlaubnis wird nur auf An-

trag erteilt. Dieser ist schriftlich spätestens 3 Wo-

chen vor der beabsichtigten Ausübung der Son-

dernutzung mit Angaben über Ort, Art, Umfang 

und Dauer der Sondernutzung bei der Gemeinde zu 

stellen. In vom Antragsteller zu begründenden 

Ausnahmefällen kann diese Frist verkürzt werden.  

 

(2) Einer Erlaubnis nach dieser Satzung bedarf es 

nicht, wenn dem Antragsteller für die beabsichtigte 

Sondernutzung nach straßenverkehrsrechtlichen 

Vorschriften eine Erlaubnis für eine übermäßige 

Straßenbenutzung oder eine Ausnahmegenehmi-

gung erteilt worden ist. 

 

(3) Ist mit der Sondernutzung eine Behinderung 

oder Gefährdung des Verkehrs oder eine Beschädi-

gung der Straße oder die Gefahr einer solchen Be-

schädigung verbunden, so muss der Antrag Anga-

ben darüber enthalten, in welcher Weise den Erfor-

dernissen der Sicherheit und Ordnung des Verkehrs 

sowie des Schutzes und der Wiederherstellung der 

Straße Rechnung getragen wird. Ist mit der Son-

dernutzung eine über das übliche Maß hinausge-

hende Verschmutzung der Straße verbunden, so 

muss der Antrag Angaben darüber enthalten, in 

welcher Weise die Beseitigung der Verunreinigung 

durch den Erlaubnisnehmer gewährleistet wird. 

 

(4) Der Antragsteller hat der Gemeinde auf deren 

Verlangen angemessene Vorauszahlungen oder 

Sicherheiten zu leisten. 

 

 

 

 

 

Anpassung an Mustersatzung und hierdurch 

Klarstellungen der Norm.  
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§ 7 Erlaubnis 

 

Die Erlaubnis wird auf Zeit oder auf Widerruf er-

teilt. Sie kann unter Bedingungen und Auflagen 

erteilt werden, wenn dies für die Sicherheit oder 

Ordnung des Verkehrs oder zum Schutze der Stra-

ße erforderlich ist. Bedingungen und Auflagen 

nach Satz 1 können auch nachträglich erteilt wer-

den. Sondernutzungen sind mit ihrer Umgebung so 

in Einklang zu bringen, dass sie das Straßenbild 

nicht verunstalten oder deren beabsichtigte Gestal-

tung nicht stören. Auf die erhaltenswerte Eigenart 

der Umgebung ist Rücksicht zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 6 Erlaubnis 

 

(1) Die Erlaubnis wird auf Zeit oder auf Widerruf 

erteilt. Sie kann versagt, widerrufen oder unter 

Bedingungen und Auflagen erteilt werden, wenn 

dies für die Sicherheit und Ordnung des Verkehrs, 

die barrierefreie Benutzung oder zum Schutz der 

Straße erforderlich ist. In dem von einem städte-

baulichen Konzept umfassten Bereich kann die 

Erlaubnis auch versagt werden, wenn durch die 

Gestaltung der beantragten Sondernutzung das 

Stadtbild beeinträchtigt wird. 

 

(2) Der Erlaubnisnehmer ist verpflichtet, die mit 

der Sondernutzung verbundenen Anlagen nach den 

bestehenden gesetzlichen Vorschriften und aner-

kannten Regeln der Technik zu errichten und zu 

unterhalten.  

 

(3) Wenn die Erlaubnis befristet erteilt wird, hat 

der Erlaubnisnehmer spätestens bis zum Ablauf des 

letzten Tages der Erlaubnis die Anlage zu entfer-

nen, über das übliche Maß hinausgehende, als Fol-

ge der Sondernutzung eingetretene Verunreinigun-

gen der Straße zu beseitigen und den Straßenteil in 

einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Im 

Falle der Einziehung der Straße oder des Widerrufs 

der Erlaubnis wird dem Erlaubnisnehmer zu diesem 

Zweck eine angemessene Frist gesetzt. Der Erlaub-

nisnehmer hat gegen die Gemeinde keinen Ersatz-

anspruch bei Widerruf der Erlaubnis oder bei Sper-

rung, Änderung oder Einziehung der Straße. 

 

 

 

 

 

 

 

Anpassung an die Mustersatzung und hierdurch 

Klarstellung der Norm 
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§ 8 Gebühren 

 

Für erlaubnispflichtige Sondernutzungen werden 

Gebühren nach anliegendem Gebührentarif erho-

ben. Der Gebührentarif ist Bestandteil dieser Sat-

zung.  Weist der Tarif keine Gebühr für eine er-

laubnispflichtige Sondernutzung aus, ist die Min-

destgebühr zu erheben. Überschreitet die Nut-

zungsdauer den Zeitraum eines Monats, so ist die 

Bemessungsgrundlage für die Mindestgebühr jeder 

angefangene Monat.  

Für Sondernutzungen, die ohne Erlaubnis ausgeübt 

werden, werden Sondernutzungsgebühren nach 

dem Gebührentarif erhoben. 

Das Recht der Stadt, nach § 18 Abs. 3 des Straßen- 

und Wegegesetzes bzw. § 8 Abs. 2 a des Bundes-

fernstraßengesetzes Kostenersatz sowie Vorschüsse 

und Sicherheiten zu verlangen, wird durch die nach 

dem Tarif bestehende Gebührenpflicht oder Gebüh-

renfreiheit für Sondernutzungen nicht berührt. 

Das Recht, für die Erteilung der Sondernutzungser-

laubnis Verwaltungsgebühren zu erheben, bleibt 

unberührt. 

Weitere anfallende Kosten, insbesondere für Strom, 

Wasser, Sonderreinigung und anderes, sind in der 

Gebühr nicht enthalten. 

 

 

 

§ 9 Gebührenschuldner 

 

Zur Zahlung der Sondernutzungs- und Verwal-

tungsgebühren ist die Person verpflichtet, 

die eine Erlaubnis selbst oder durch Dritte, deren 

Handeln ihr zuzurechnen ist, beantragt hat, 

zu deren Gunsten eine Sondernutzung ausgeübt 

oder eine Erlaubnis erteilt wird, 

§ 7 Gebühren 

 

(1) Für erlaubnisbedürftige Sondernutzungen wer-

den Gebühren nach Maßgabe des anliegenden Ge-

bührentarifs erhoben. Der Gebührentarif ist Be-

standteil dieser Satzung.  

 

(2) Das Recht der Gemeinde, nach § 18 Abs. 3 

StrWG NRW bzw. § 8 Abs. 2a FStrG Kostenersatz 

sowie Vorschüsse und Sicherheiten zu verlangen, 

wird durch die nach dem Tarif bestehende Gebüh-

renpflicht oder Gebührenfreiheit für Sondernutzun-

gen nicht berührt. 

 

(3) Das Recht, für die Erteilung der Sondernut-

zungserlaubnis Verwaltungsgebühren zu erheben, 

bleibt unberührt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 8 Gebührenschuldner 

 

(1) Gebührenschuldner sind 

 

a) der Antragssteller,  

b) der Erlaubnisnehmer, 

c) wer die Sondernutzung mit oder ohne Erlaubnis 

ausübt oder in seinem Interesse ausüben lässt. 

 

 

Anpassung an Mustersatzung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anpassung an Mustersatzung 
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die eine Sondernutzung tatsächlich ausübt, 

die Eigentümerin eines Anliegergrundstückes ist, 

von dem eine Sondernutzung ausgeht. 

Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamt-

schuldner. 

 

§ 10 Entstehung der Gebührenpflicht und Fäl-

ligkeit 

 

Die Gebührenpflicht entsteht 

mit der Erteilung der Sondernutzungserlaubnis, 

bei unbefugter Sondernutzung mit dem Beginn der 

Nutzung. 

 

 

 

 

 

 

Die Gebühren werden mit der Bekanntgabe des 

Gebührenbescheides an den Gebührenschuldner 

fällig. Bei wiederkehrenden jährlichen Gebühren 

werden die folgenden Gebühren bis zum 31. März 

des jeweiligen Rechnungsjahres fällig. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 11 Gebührenerstattung 

 

Wird eine auf Zeit genehmigte Sondernutzung vor-

zeitig aufgegeben, so besteht kein Anspruch auf 

 

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamt-

schuldner. 

 

 

 

§ 9 Entstehung der Gebührenpflicht und Fällig-

keit 

 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht  

 

a) mit der Erteilung der Sondernutzungserlaubnis 

b) bei unbefugter Sondernutzung mit dem Beginn 

der Nutzung. Kann die Nutzungsdauer nicht ermit-

telt werden, wird die einfache Gebühr nach dem 

einschlägigen Tarif, bzw. die Mindestgebühr erho-

ben. 

 

 

(2) Die Gebühren werden mit Bekanntgabe des 

Gebührenbescheides an den Gebührenschuldner 

fällig. Bei wiederkehrenden jährlichen Gebühren 

werden die folgenden Gebühren zum Ende des 

ersten Vierteljahres des jeweiligen Rechnungsjah-

res fällig. 

 

(3) Die Gebührenpflicht erstreckt sich auf den Zeit-

raum bis zur schriftlichen Anzeige der Beendigung 

der Sondernutzung oder bis zum Zeitpunkt der 

Kenntnisnahme der Gemeinde von der Beendigung 

der Sondernutzung. 

 

 

§ 10 Gebührenerstattung 

 

Wird eine genehmigte Sondernutzung nicht ausge-

übt oder vorzeitig aufgegeben, so besteht kein An-

 

 

 

 

 

 

 

 

Anpassung an Mustersatzung 
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Erstattung der Gebühren. 

Gebühren werden anteilmäßig erstattet, wenn die 

Stadt eine Sondernutzungserlaubnis aus Gründen 

widerruft, die nicht vom Gebührenschuldner zu 

vertreten sind. 

 

§ 12 Gebührenermäßigung und -befreiung 

Die Gebühren sollen erlassen werden für Son-

dernutzungen, die religiösen und staatspolitischen 

Zwecken oder städtischen Interessen dienen. Dies 

gilt auch für Sondernutzungen aufgrund von Ver-

anstaltungen der Wohlfahrtsverbände, der kulturel-

len Gruppen und Vereine, der Sportvereine und der 

Berufsverbände, soweit nicht die Absicht der Ge-

winnerzielung im Vordergrund steht. 

Für ständig wiederkehrende Sondernutzungen kann 

in Anlehnung an den Gebührentarif eine Pauschale 

erhoben werden. 

 

§ 13  Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntma-

chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 

über die Erlaubnisse und Gebühren für Sondernut-

zungen an öffentlichen Straßen der Stadt Schwelm 

vom 15.07.1987 außer Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

spruch auf Erstattung der Gebühren. 

Gebühren werden anteilmäßig erstattet, wenn die 

Stadt eine Sondernutzungserlaubnis aus Gründen 

widerruft, die nicht vom Gebührenschuldner zu 

vertreten sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 11 Schlussbestimmungen 

 

(1) Von den Bestimmungen dieser Satzung kann 

eine Ausnahme gewährt werden, wenn die Anwen-

dung der Satzung andernfalls zu einer nicht beab-

sichtigten Härte führen würde. 

 

(2) Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekannt-

machung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 

über die Erlaubnisse und Gebühren für Sondernut-

zungen an öffentlichen Straßen der Stadt Schwelm 

vom 13.09.2007 außer Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Siehe § 4 Abs. 2 und Vorlage 69/2009 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In der Praxis nicht erforderlich! 

 

 

 

 

Anpassung an Mustersatzung. Hierdurch flexib-

lere Auslegungsmöglichkeiten 

 

 

 

Redaktionelle Änderung 
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Anlage zur Satzung über Erlaubnisse und Gebühren 

für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen der 

Stadt Schwelm vom 23.08.2007 

 

Gebührentarif 

 

(1) Allgemeine Bestimmungen 

Soweit nichts anderes angegeben ist, erfolgt die 

Berechnung der Sondernutzungsgebühren wie 

folgt: 

 

a) Die Gebühren werden nach Quadratmetern oder 

pauschaliert erhoben. Näheres regeln Absätze 2-5. 

 

b) Die Gebühr wird, wenn keine besondere Rege-

lung getroffen ist (Abs. 2-4), pro angefangenen 

Monat oder als Mindestgebühr nach Buchstabe d) 

erhoben. 

 

c) Die Gebühren werden jeweils auf volle Euro 

abgerundet. Jeder angefangene Quadratmeter gilt 

als voller Quadratmeter. 

d) Die Mindestgebühr beträgt 20,00 Euro. 

 

(2) Für das Abstellen eines nicht zum Straßen-

verkehr zugelassenen Kraftfahrzeuges werden 

Sondernutzungsgebühren in Höhe von 100,00 

€ je angefangenen Kalendermonat erhoben. 

  

 

 

 

 

 

 

 

Anlage zur Satzung über Erlaubnisse und Gebühren 

für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen der 

Stadt Schwelm vom … 

 

Gebührentarif 

 

(1) Allgemeine Bestimmungen 

Soweit nichts anderes angegeben ist, erfolgt die 

Berechnung der Sondernutzungsgebühren wie 

folgt: 

 

a) Die Gebühren werden nach Quadratmetern oder 

pauschaliert erhoben. Näheres regeln Absätze 2-5. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Für das Abstellen  

 

a) eines nicht zum Straßenverkehr zugelasse-

nen Kraftfahrzeuges und/oder Anhängers 

werden Sondernutzungsgebühren in Höhe von 

100,00 € je angefangenen Kalendermonat er-

hoben;  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bisherige Regelung missverständlich!  

 

 

 

 

 

Siehe Abs. 5 

 

 

 

 

 

Klarstellung 
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(3) Für die Aufstellung von Containern über 

einen Zeitraum von 48 Std. hinaus werden je 

angefangenen Monat 20,00 € erhoben. 

 

(4) Für die Anbringung von Plakaten,  

 

DIN A 0   max.10 Stck.  

 

oder 

 

DIN A 1 und DIN A 2 max. 20 Stck. 

 

oder 

 

DIN A 3 und DIN A 4 max. 30 Stck. 

 

pro Erlaubnis bis 14 Tage   20,00 €.            

 

Für einen Zeitraum ab 15. Tag  je Verlänge-

rungswoche                       20,00 €  

 

b) von zugelassenen Anhängern ohne Zugfahr-

zeug länger als vier Wochen werden Son-

dernutzungsgebühren in Höhe von 100,00 € je 

angefangenen Monat erhoben; 

 

c) von Kraftfahrzeugen und/oder Anhänger 

ausschließlich zu Werbezwecken länger als 

vier Wochen werden Sondernutzungsgebühren 

in Höhe von 200,00 € je angefangenen Monat 

erhoben. 

 

 

 

(3) Für die Aufstellung von Containern über 

einen Zeitraum von 48 Std. hinaus werden je 

angefangenen Monat 20,00 € erhoben. 

 

(4) Für die Anbringung von Plakaten,  

 

DIN A 0   max.10 Stck.  

 

oder 

 

DIN A 1 und DIN A 2 max. 20 Stck. 

 

oder 

 

DIN A 3 und DIN A 4 max. 30 Stck. 

 

pro Erlaubnis bis 14 Tage  20,00 €.            

 

Für einen Zeitraum ab 15. Tag  je Verlänge-

rungswoche                       20,00 €  

 

Korrektur der bisherigen Regelung 

 

 

 

 

Insbesondere zur Verhinderung der dauerhaf-

ten Aufstellung von Werbeanhängern.  
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(5) Gebühren                         

     

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                             € je m
2
 / Monat 

 

a) Werbeanlagen incl. Plakatständer und Wer-

beaufsteller, Automaten,  

Schaukästen, soweit nicht in diesen Tarifen 

näher bezeichnet         5,22 

 

b) Baubuden, Gerüste, Baustofflagerungen, 

Arbeitsgeräte, Bauzäune,  

Arbeitswagen                  

       2,32 

 

c) Lagerung von Gegenständen aller Art, län-

ger als 48 Stunden          10,00 

 

d) Werbe und Verkaufsstände, Infostände etc. 

     10,00 

 

 

 

 

 

(5) Gebühren     

 
Bruchteile von Monaten werden nach Tagen 

berechnet. Die Tagesgebühr beträgt in diesen 

Fällen 1/30 der Monatsgebühr. 

 

Die Gebühren werden jeweils auf volle Euro 

abgerundet. Jeder angefangene Quadratmeter 

gilt als voller Quadratmeter. 

 

Die Mindestgebühr beträgt 20,00 Euro.     
 

        

            € je m
2 

/mtl.   

 

a) Werbeanlagen incl. Plakatständer und Wer-

beaufsteller, Automaten,  

Schaukästen, soweit nicht in diesen Tarifen 

näher bezeichnet         6,21 

 

b) Baubuden, Gerüste, Baustofflagerungen, 

Arbeitsgeräte, Bauzäune,  

Arbeitswagen                  

       2,76 

 

c) Lagerung von Gegenständen aller Art, län-

ger als 48 Stunden          10,00 

 

d) Werbe und Verkaufsstände, Infostände etc. 

     10,00 

 

 

 

 

 

Korrektur der bisherigen Regelung 
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e) Privatwirtschaftliche Werbe- und Verkaufs-

einrichtungen, Warenauslagen  

und Außengastronomie                        

       6,38 

 

f) Verkauf von Weihnachtsbäumen         

       4,06 

 

g) Sonstigen Zwecken dienende Nutzungen   
                                                         2,32 – 6,38 

 

 

 

e) Privatwirtschaftliche Verkaufseinrichtungen, 

Warenauslagen  

und Außengastronomie                        

       5,52 

 

f) Verkauf von Weihnachtsbäumen         

       4,38 

 

g) Sonstigen Zwecken dienende Nutzungen   
                                                         2,76 – 7,59 

 

 

 

 

Siehe auch Erläuterung in der Vorlage 069/2009 

 


